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Arbeiterinnen in Guayaquil, dem Zentrum der ecuadorianischen Bananenindustrie

VON PABLO CAMPOS

DER LANGE SCHATTEN DER MACHT:
SHRINKING SPACES IM  
BANANENSEKTOR VON ECUADOR

E cuador, im Nordwesten Südamerikas gele-
gen, hat eine lange Tradition der systema-
tischen Ausgrenzung der arbeitenden Be-

völkerung. Zwar gab es im 20. Jahrhundert einen 
kurzen Zeitraum der politischen Öffnung, doch 
schrittweise wurden oligarchische Machtstruk-
turen wiederhergestellt. Ecuador kann deshalb 
auch als Beispiel dafür dienen, dass Shrinking 
Spaces, also die Einschränkung zivilgesellschaft-
licher Handlungsspielräume (s. Kasten Seite 3), 
als dauerhafte Praxis verstanden werden können. 

Sie sind ein Prozess, der durch politische und 
ökonomische Kräfte verstärkt oder abgeschwächt 
werden kann. Diese Perspektive ist besonders auf 
Länder anwendbar, in denen zivilgesellschaftli-
che Handlungsräume nie dauerhaft existierten, 
sondern nur temporär toleriert werden.

GEPRÄGT DURCH SOZIALE UNGLEICHHEIT
Ecuadors Wirtschaft ist und bleibt durch eine 
strukturelle Abhängigkeit von externen Faktoren 
geprägt. Ihre Entwicklung hängt stark von der Öl-
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SHRINKING SPACES:  
DIE EINSCHRÄNKUNG VON  
HANDLUNGSSPIELRÄUMEN

Unter Shrinking Spaces wird die zunehmende 
Einschränkung zivilgesellschaftlicher Hand‑
lungsspielräume verstanden. Dazu gehört 
die schrittweise Begrenzung von politischen 
Partizipationsmöglichkeiten und Freiheiten 
für Organisationen und Individuen, häufig 
gepaart mit Willkür und Straflosigkeit für 
mächtige Personen. Weltweit sind verstärkt 
Entwicklungen zu beobachten, wonach 
zivilgesellschaftliches Engagement immer 
stärker unter Druck gerät – durch repressive 
Gesetze, Überwachung, Einschränkungen von 
Versammlungsrechten oder bürokratische 
und finanzielle Hürden für NGO. Auch für 
jede*n Einzelne*n wird zivilgesellschaftliches 
Engagement immer gefährlicher. Maßnahmen 
gegen Aktivist*innen und Gewerkschafter*in‑
nen reichen von Einschüchterungen, Frei‑
heitsstrafen und Gewaltandrohungen bis hin 
zu Ermordungen.

In insgesamt acht Factsheets greift SÜDWIND 
diese Thematik anhand von Beispielländern 
aus Afrika, Amerika und Asien auf.

preisdynamik, klimatischen Extremen und geo-
politischen Spannungen ab. Nach einem Wachs-
tum von rund 2,4 % im Jahr 2023 – leicht über 
dem lateinamerikanischen Durchschnitt (Banco 
Central del Ecuador 2024; Beylis et al. 2023: 2) – 
verzeichnete das Land 2024 eine Kontraktion des 
Bruttoinlandsprodukts um 2,0 % (Banco Central 
del Ecuador 2025).

Diese makroökonomischen Schwankungen 
wirken sich unmittelbar auf die soziale Struktur 
des Landes aus. Die zweitwichtigste Einnahme-
quelle Ecuadors sind inzwischen die Rücküber-
weisungen der schätzungsweise 1,5 bis 2 Millionen 
im Ausland lebenden Ecuadorianer*innen. Im Jahr 
2024 entsprachen diese remesas etwa 5,2 % des BIP 
(América Economía 2025; World Bank 2025). Die 
hohe Abhängigkeit von diesen Transfers verdeut-
licht die anhaltende Fragilität der nationalen Ein-
kommensbasis.

Der Anteil der Bevölkerung, der unter der Armuts-
grenze lebt, ist seit dem Jahr 2000 zwar deut-
lich gesunken – von etwa 64,4 % auf rund 28 % –,  
doch zeigt sich seit einigen Jahren wieder ein auf-
wärtsgerichteter Trend (World Bank 2024). Be-
sonders stark betroffen sind ländliche Gebiete, 
in denen 43,3 % der Bevölkerung unterhalb der 
Armutsgrenze und 27,0 % in extremer Armut le-
ben (Ecuador en Cifras 2025). Berücksichtigt man 
die multidimensionale Armut – ein Konzept, das 
neben Einkommen auch den Zugang zu Bildung, 
Gesundheitsversorgung und grundlegender Inf-
rastruktur einbezieht – liegen die Werte in ländli-
chen Gebieten sogar bei 71,2 % bzw. 46,4 % (Ecu-
ador en Cifras 2025). Diese Indikatoren verweisen 
auf eine anhaltende strukturelle Ungleichheit zwi-
schen urbanen und ländlichen Räumen sowie auf 
die Grenzen konventioneller Armutsmessung in 
Ländern mit hoher informeller Beschäftigung, zu 
denen Ecuador gehört.

Der Bananensektor stellt einen der zentralen 
Pfeiler der ecuadorianischen Exportökonomie 
dar. Je nach Quelle sind zwischen 250.000 und 
350.000 Personen direkt oder indirekt beschäf-
tigt; einige Schätzungen gehen von bis zu drei Mil-
lionen aus (Vaca et al. 2020: 62). Obwohl die Bran-
che die drittwichtigste Devisenquelle des Landes 
ist, existieren kaum systematische Datenerhe-
bungen, die verlässliche Einblicke in Arbeitsver-
hältnisse, Löhne oder Beschäftigungssicherheit 

INFODATEN ECUADOR

Hauptstadt Quito
Bevölkerungszahl 18,1 Mio. (2024)
Menschen in extremer Ar‑
mut (Einkommen weniger 
als 3 USD/Tag)

1,3 Mio. (7,3% der Bevölkerung)

Wichtigste  
Ausfuhrgüter

Nahrungsmittel, Erdöl,  
Rohstoffe

Wichtigste  
Abnehmerländer

1. USA 
2. Panama 
3. China

Wichtigste Ausfuhrgüter 
nach Deutschland

Nahrungsmittel und  
Rohstoffe

Rangliste des Global  
Gender Gap Index

79/146 (2024)

Rangliste der Pressefreiheit 94 von 180 (2025)
CIVICUS Monitor Beschränkt (48 von 100 Punkten)
Global Rights Index 5 (Keine Garantie von Rechten)
LGBT Equality Index 65 (39 von 197)

Quellen: World Bank 2024, GTAI 2024, World Economic Forum 2024,  
Reporter ohne Grenzen 2025, CIVICUS 2024, ITUC 2024, Equaldex 2025
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Im Oktober 2025 sprach SÜDWIND mit Partner*innen aus Ecuador zu den Auswirkungen des Lieferketten­
gesetzes in Ecuador und zur Situation von Landarbeiter*innen und Gewerkschafter*innen.  
Die Reaktionen von drei Bananenarbeiter*innen, die aus Angst vor Repressalien anonym bleiben möchten, 
sind im Folgenden wiedergegeben.  

SÜDWIND: Wie beurteilen Sie  
die Entwicklungen zum Lieferket-
tengesetz?
Interviewpartner*in 1: Ich glaube, 
auch wenn es stimmt, dass das 
Gesetz zu unternehmerischen Sorg-
faltspflichten sehr wichtig ist, um 
die Einhaltung von Vorschriften 
und Arbeitsrechten in Ecuador zu 
erreichen, passiert in der Realität 
bisher nicht viel. Denn es wurden 
bislang keine wirksamen Maßnah-
men für Kontrolle und Überprüfung 
getroffen – auch nicht im Hinblick 
auf die bestehenden Gewerkschaf-
ten.Anstatt etwas Positives zu 
sehen, muss ich leider sagen, dass 
sich nichts verändert hat, denn die 
Verletzungen von Rechten und die 
Verfolgung von Gewerkschaftsfüh-
rer*innengehen weiter. Das Wachs-
tum der Gewerkschaften wird nicht 
zugelassen. Man versucht immer 
wieder, diejenigen einzuschüchtern, 
die als Gewerkschaftsführer*innen 
die Rechte verteidigen, die sowohl in 
der Verfassung als auch in den ILO-
Normen verankert sind. Ich selbst 
bin Gewerkschaftsführer und aus 
meiner Sicht hat sich bislang nichts 
verbessert – auch wenn das Gesetz 

sehr wichtig ist. Aber es muss auch 
Kontrolle und Überwachung geben, 
auch innerhalb der Gewerkschaften.
Das ist ungefähr das, was wir als 
Gewerkschaftsvertreter*innen über 
dieses Gesetz sehen: Es ist äußerst 
wichtig, aber es fehlt noch sehr viel.
Interviewpartner*in 2: Die Reali-
tät in unserem Land ist, dass wir 
zwar laut Verfassung das Recht auf 
Gewerkschaftsfreiheit haben, doch 
das existiert nur auf dem Papier. 
Man spricht in Dokumenten von 
Vereinigungsfreiheit, aber wenn 
ein Unternehmer erfährt, dass sich 
Arbeiter*innen organisieren, wer-
den sie praktisch ausgegrenzt und 
entlassen. Von ungefähr 360.000 
Bananenarbeiter*innen sind nicht 
einmal 2 % gewerkschaftlich or-
ganisiert. Das ist sehr bedauerlich 
und zeigt, wie stark die Verfolgung 
von Gewerkschaftsführer*innen in 
unserem Sektor ist.
Interviewpartner*in 3: Ich bin 
seit vielen Jahren eine Arbeiterin 
im Bananensektor. Im Jahr 2021 
schloss ich mich einer Gewerkschaft 
von Bananenarbeiter*innen an und 
übernahm dort eine wichtige Funk-
tion – als Vertreterin der arbeitenden 

Frauen im Bananensektor. Ver-
gleicht man die Jahre 2021 bis 2023, 
waren das sehr schwierige Zeiten für 
unsere Kolleg*innen. Und auch heu-
te leben wir in sehr schweren Zeiten. 
Für die Arbeiter*innen ist es kompli-
ziert, sich zu äußern. Wir fühlen uns 
von den Gesetzen im Stich gelassen, 
weil sie schlichtweg nicht angwen-
det werden. Wir wissen nicht, an 
wen wir uns wenden sollen. Wir 
haben keine Sozialversicherung,
uns werden keine Überstunden 
bezahlt. Kurz gesagt: Wir fühlen 
uns verlassen. Wir arbeiten so viele 
Stunden am Tag. Unser Lohn ent-
spricht kaum dem gesetzlichen Min-
destlohn. Es sind sehr schwierige, 
sehr komplizierte Zeiten. Wir sind 
Menschen mit Familien, viele von 
uns sind alleinerziehende Mütter. 
Oft ist es für uns sehr schwer, zur 
Arbeit zu gehen, weil wir nieman-
den haben, der auf unsere Kinder 
aufpasst. Das sind Dinge, die wir tat-
sächlich jeden Tag erleben. Wir be-
kommen keine Unterstützung vom 
Staat, keine Unterstützung von der 
Sozialversicherung, keine Unterstüt-
zung von irgendwem. Wir sind – wir 
sind wirklich alleingelassen.

NACHGEFRAGT

erlauben. Die fehlende Datentransparenz ist kein 
Zufall, sondern Teil einer politischen Ökonomie 
der Komplizenschaft, in der Verschleierung und 
selektive Sichtbarkeit zur Stabilisierung bestehen-
der Machtstrukturen beitragen.

In einer von der German Retailers Working 
Group mit Unterstützung der GIZ veröffentlichten 
Studie wird behauptet, dass nur 0,66 % der befrag-
ten Arbeiter*innen – deren Plantagen 64 % des 
nach Deutschland exportierten Volumens abde-
cken – weniger als einen existenzsichernden Lohn 
erhalten (GIZ 2023). Grundlage war ein Self-Repor-
ting-Tool, das von Einzelhändlern an ihre Lieferan-
ten weitergegeben wurde, ohne die Perspektive der 
Beschäftigten oder Gewerkschaften einzubezie-
hen. Die Autor*innen der Studie räumen selbst ein, 
dass Vor-Ort-Kontrollen und Gespräche mit Arbei-

ter*innen erforderlich wären, um die Plausibilität 
der Angaben zu überprüfen.

Die Diskrepanz zwischen solchen Darstellungen 
und den sozialökonomischen Realitäten sind erheb-
lich. In den meisten Plantagen wird Gewerkschafts-
freiheit faktisch nicht respektiert; weniger als zwei 
Prozent der Beschäftigten im Bananensektor sind 
gewerkschaftlich organisiert. Nach Angaben der Be-
obachtungsstelle für Arbeit und kritisches Denken 
der Zentraluniversität von Ecuador verdienen 83 %  
der Arbeiter*innen nicht genug, um den Grund
warenkorb zu decken (Radio Pichincha Multimedia 
2025). Die informelle Beschäftigungsrate in ländli-
chen Gebieten liegt bei rund 71 % (Primicias 2021). 
Diese Konstellation deutet auf ein System struktu-
reller Exklusion hin, in dem große Teile der Arbeits-
kräfte sozial und institutionell unsichtbar bleiben.
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Zum sozio-ökonomischen Ausschluss weiter 
Bevölkerungsteile kommt der in den letzten Jahr-
zehnten wachsende Drogenhandel hinzu, durch 
den Handlungsspielräume für die Zivilgesell-
schaft eingeschränkt werden.

CHRONIK EINES ANGEKÜNDIGTEN KRIEGES
Die sicherheitspolitische Krise Ecuadors ist eng mit 
der Ausweitung des Drogenhandels und der Zu-
nahme illegaler Finanzströme verbunden. Als die 
Regierung in den Jahren 2018 und 2019 erstmals 
offiziell die Präsenz der mexikanischen Kartelle 
Jalisco Nueva Generación und Sinaloa sowie der al-
banischen Mafia einräumte, war diese Realität der 
Bevölkerung längst bekannt. Besonders in wohlha-
benderen Schichten kursierten bereits seit Jahren 
Informationen über Geldflüsse aus dem Drogen-
handel. Nach Schätzungen der ecuadorianischen 
Regierung wurden 2012 jährlich rund 3,46 Milliar-
den US-Dollar gewaschen (Cisneros Corrales / Bar-
ragán Pacheco 2024: 167). Dennoch endeten laut La 
Hora (2025) nur etwa ein Prozent der eingeleiteten 
Verfahren mit einem rechtskräftigen Urteil.

Die Mechanismen der Geldwäsche operieren 
in einem hybriden Raum zwischen legalen und 
illegalen Märkten – insbesondere in der Immobi-
lienbranche, im illegalen Bergbau und in der Ba-
nanenproduktion. Nach Schätzungen beträgt die 
inoffizielle Anbaufläche für Bananen rund 40.000 
Hektar zusätzlich zu den 160.000 Hektar offiziell 
registrierter Flächen (Fresh Plaza 2022). Ein erheb-
licher Teil der nach Europa exportierten Drogen 
wird in den über 360 Millionen Bananenkisten 
verborgen, die Ecuador jährlich verlassen. Diese 
Überschneidung zwischen legalem Handel und 
organisierter Kriminalität verdeutlicht die struk-
turelle Verwobenheit ökonomischer und krimi-
neller Interessen.

Seit 2020 hat sich die Gewaltspirale drastisch ver-
schärft. Ursprünglich lokal agierende Banden ent-
wickelten sich zu überregionalen Netzwerken, die 
um die Kontrolle zentraler Schmuggelrouten kon-
kurrieren und zunehmend eigenständig agieren. 
Besonders sichtbar wurde diese Eskalation in den 
ecuadorianischen Gefängnissen, wo seit dem Jahr 
2020 bei wiederkehrenden Auseinander-
setzungen mehr als 600 Inhaftierte ums Le-
ben kamen (Amnesty International 2024).

Die Dynamik der Gewalt weitete sich 
rasch auf das gesamte Land aus. Im Jahr 
2023 gehörten fünf der zehn Städte mit den 
weltweit höchsten Mordraten zu Ecuador, 
darunter drei in den Provinzen mit inten-
sivem Bananenanbau (Muggah / Aguirre 
Tobón 2023). Die Stadt Durán, die 2017 
noch auf Rang 453 lag, wies nun die welt-
weit höchste Mordrate auf. Parallel dazu 
verzeichnete die Organisation Fundame-
dios (2018; 2022) eine drastische Zunahme von An-
griffen auf Journalist*innen: 2022 wurden 356 Fälle 
dokumentiert, gegenüber 83 im Jahr 2018. 

DER EUPHEMISMUS VOM  
„KRIEG GEGEN DIE DROGEN“
Die gegenwärtige Sicherheitskrise in Ecuador 
lässt sich nur im Kontext regionaler Drogenbe-
kämpfungsstrategien verstehen. Der sogenannte 
Krieg gegen die Drogen war nie ein Kampf gegen 
die Ursachen des Handels, sondern gegen dessen 
Symptome. Besonders deutlich wird dies am Bei-
spiel des Plan Colombia, des zwischen 2000 und 
2016 von den USA mitfinanzierten Programms, 
das offiziell der Bekämpfung des Drogenanbaus 
und -handels dienen sollte. Unter dem Vorwand 
der Drogenbekämpfung wurde der kolumbia-
nische Sicherheitsapparat massiv aufgerüstet, 
während zehntausende Zivilist*innen getötet und 
große Teile des Regenwaldes durch chemische 
Entlaubungsmittel kontaminiert wurden (Geopo-
litical Economy 2022).

Trotz des immensen finanziellen Aufwands 
scheiterte der Plan in seinen zentralen Zielsetzun-
gen. Im Jahr 2016 belief sich die Kokaanbaufläche 
in Kolumbien auf etwa 146.000 Hektar; 2024 lag 
sie bei rund 253.000 (UNODC 2024). Anstatt die 
Drogenökonomie einzudämmen, führte die Mili-
tarisierung des Konflikts zu einer Verlagerung von 
Produktions- und Transportrouten. Seit 2018 hat 
sich Ecuador infolgedessen von einem Transitland 
zu einem zentralen Knotenpunkt des globalen Ko-
kainhandels entwickelt (Associated Press 2024).

Bereits 2007 hatte das Internationale Sucht-
stoffkontrollamt auf diese Tendenz hingewiesen 
und eine zunehmende Konzentration der Kokain-
produktion entlang der ecuadorianischen Grenze 
festgestellt (INCB 2007: 50). Zwischen 2016 und 
2022 verschob sich der geografische Schwerpunkt 

Ecuador gehört zu den größten Bananen‑ 
exporteuren der Welt.

Im Jahr 2023 
gehörten fünf 
der zehn Städte 
mit den weltweit 
höchsten Mord-
raten zu Ecuador, 
darunter drei in 
den Provinzen  
mit intensivem 
Bananenanbau.
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der Kokainproduktion deutlich in die Departe-
ments Nariño und Putumayo, deren Grenzgebie-
te an Ecuador angrenzen. Nach Daten von Rivera 
Rhon und Bravo Grijalva (2020) wurden 47 % der 
kolumbianischen Kokainproduktion in dieser 
Zone konzentriert, die Hälfte davon in einem Ra-
dius von weniger als zehn Kilometern zur ecuado-
rianischen Grenze.

Ecuador ist damit zu einem Knotenpunkt in ei-
nem System geworden, das der Krieg gegen die Dro-
gen selbst hervorgebracht hat. Die aktuelle Dyna-
mik zeigt, dass sicherheitspolitische Strategien, die 
auf Repression statt auf soziale Ursachenbekämp-
fung setzen, langfristig zu einer Reproduktion von 
Gewalt, Korruption und Ungleichheit führen.

Die zunehmende Präsenz bewaffneter Sicher-
heitskräfte auf Bananenplantagen verweist auf die 
tiefgreifende Versicherheitlichung ökonomischer 
Prozesse. Private Sicherheitsfirmen agieren nicht 
nur zum Schutz der Produktionsstätten, sondern 
fungieren zunehmend als Instrumente sozialer 
Kontrolle. In einem Kontext, in dem staatliche In-
stitutionen schwach und informelle Machtstruk-
turen stark sind, übernehmen sie Funktionen, die 
über reine Sicherheitsaufgaben hinausgehen.

Diese Entwicklung trägt dazu bei, bestehende 
asymmetrische Machtverhältnisse zu stabilisieren. 
Für viele Arbeiter*innen ist die Präsenz solcher 
Sicherheitskräfte mit Einschüchterung und dem 
Verlust kollektiver Handlungsmöglichkeiten ver-
bunden. Gewerkschafterinnen berichten von einer 
Zunahme an Bedrohungen, insbesondere in Re-
gionen mit hoher Exportorientierung. Die Verbrei-
tung privater Sicherheitsdienste reflektiert damit 
nicht nur eine ökonomische, sondern auch eine 
politische Logik: die Externalisierung von Gewalt 
und Kontrolle an privatwirtschaftliche Akteure.

Parallel dazu verfolgt die ecuadorianische Re-
gierung – nach eigenen Angaben mit Unterstüt-

zung der Vereinigten Staaten – den Plan, einen 
eigenen Krieg gegen die Drogen zu initiieren. 
Eine solche Strategie droht, die bestehende Logik 
der Militarisierung zu reproduzieren, anstatt die 
strukturellen Ursachen von Gewalt und sozialer 
Unsicherheit zu adressieren.

EINE „INSEL DES FRIEDENS“?
Die in westlichen Medien verbreitete Darstellung 
Ecuadors als „Insel des Friedens“ greift analytisch 
zu kurz. Sie beruht auf einem sicherheitspoliti-
schen Verständnis von Stabilität, das die sozialen, 
institutionellen und ökonomischen Dimensionen 
des Friedens ausblendet. Für die im Rahmen die-
ses Factsheets befragten Bananenarbeiter*innen 
ist diese sicherheitspolitische Vorstellung von 
Frieden unvereinbar mit ihrer alltäglichen Erfah-
rung struktureller Ungleichheit und politischer 
Marginalisierung.

Wie Daron Acemoğlu und James A. Robinson 
in The Narrow Corridor argumentieren, entsteht 
Freiheit dort, wo sich Staat und Gesellschaft in 
einem Gleichgewicht gegenseitiger Kontrolle be-
finden (2019: 29–31). In Ecuador war der Staat zwar 
stark genug, um den institutionellen Zusammen-
bruch zu verhindern, zugleich jedoch zu schwach 
und oft unwillig, um soziale Gerechtigkeit herzu-
stellen. Dieses Ungleichgewicht führt zu dem, was 
Johan Galtung als negativen Frieden bezeichnet – 
die Abwesenheit direkter Gewalt bei fortbestehen-
der struktureller Gewalt (1969: 183–186).

Galtung erweitert den Gewaltbegriff damit über 
sichtbare Formen hinaus: Gewalt manifestiert sich 
auch in den sozialen Strukturen, die Menschen 
systematisch benachteiligen (1969: 168–171). Diese 
Perspektive lässt sich mit Iris Marion Youngs Kon-
zept struktureller Ungerechtigkeit verknüpfen, das 
aufzeigt, wie gesellschaftliche Institutionen alltäg-
liche Formen von Exklusion und Abhängigkeit 
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reproduzieren (1990: 15–38). Auf dieser theoreti-
schen Grundlage kann die ecuadorianische Reali-
tät nicht als Friedenszustand verstanden werden, 
sondern als ein System fortgesetzter Ungleichheit, 
das durch Diskurse kultureller Gewalt legitimiert 
wird – etwa durch Narrative, die Armut als indivi-
duelles Versagen und Ungleichheit als natürliche 
Ordnung darstellen.

NEGATIVER FRIEDEN IM BANANENSEKTOR
Zur Analyse des in Ecuador vorherrschenden ne-
gativen Friedens ist der historische Aufstieg der 
Familie Noboa von zentraler Bedeutung. Die post-
koloniale Bourgeoisie im Sinne Frantz Fanons 
nahm in Ecuador unterschiedliche Formen an. 
Während die Eliten des Andenraums koloniale 
Strukturen fortführten, entstand im Küstengebiet 
des Río Guayas eine agroindustrielle Oberschicht, 
die den Zugang zum Welthandel dominierte. Trotz 
der sehr eingeschränkten sozialen Mobilität war 
der Zugang zu dieser Oberschicht nicht vollstän-
dig gesperrt. In diesem Kontext wurde Luis Noboa 
Naranjo, der zunächst als Reis-Händler tätig war 
und in den 1950er Jahren als Bananenzwischen-
händler für die United Fruit Company arbeitete, 
zum dominanten Akteur des Bananenexports.

Noboa belebte den Markt, schuf neue Industrien 
und avancierte so zur wichtigsten Säule der ecuado-
rianischen Wirtschaft. Der Staat bedankte sich bei 
ihm mit mehr als nur symbolischen Gesten: Der 
gesamte staatliche Apparat wurde so ausgerichtet, 
dass Noboa ungehindert agieren konnte. Meistens 

nahm er diese Hilfe jedoch nicht in Anspruch, denn 
Noboa wusste genau, wie er sich selbst schützte. 
Eine seiner Strategien war es, kritische Bananen-
arbeiter*innen auf Zuckerplantagen zu versetzen, 
wo sie unter noch härteren Arbeits- und Lebens-
bedingungen mit Gewalt „umerzogen” werden 
sollten. Beim größten Massaker an Arbeiter*innen 
der jüngeren Geschichte Ecuadors, das 1977 in der 
staatlichen Zuckerfabrik Aztra stattfand, starben 
entsprechend auch viele Bananenarbeiter*innen. 
Ihre Geschichten sind aus dem nationalen Ge-
dächtnis jedoch verschwunden. Die offizielle Zahl 
der Opfer liegt bei 24, doch lokale Rettungskräfte 
berichten von mehr als 100 Familien, die ihre An-
gehörigen erfolglos suchten (Flórez Holguín 2011: 
115).  Der nächste große Protest folgte erst 25 Jahre 
später im Jahr 2022 in der vom Noboa-Konzern ver-
walteten Bananenplantage El Alamo.

Das Aztra-Massaker ereignete sich zu einer 
Zeit, in der Ecuador von einer Militärdiktatur re-
giert wurde. Die Rückkehr zur Demokratie im 
Jahr 1979 brachte Jaime Roldós an die Macht. Mit 
nur 37 Jahren verfolgte er eine progressive, sozial 
orientierte Politik und galt somit als Hoffnungsträ-
ger der Arbeiterklasse. Roldós starb jedoch, bevor 
er seine Reformen durchsetzen konnte, bei einem 
bis heute ungeklärten Flugzeugabsturz. In Ecuador 
gilt dieser als Attentat. Bei den nächsten Wahlen 
gewann León Febres Cordero die Präsidentschaft 
(1984–1988). Er war unter anderem als Manager für 
mehrere Bananenplantagen des Noboa-Konzerns 
tätig. Vor allem ältere Bananenarbeiter*innen er-
innern sich daran, wie Febres Cordero, bewaffnet 
und in Begleitung bewaffneter Männer, mit Ar-
beitsvertretern zusammentraf. Auch im nationa-
len Kongress zog Febres Cordero einige Male seine 
Pistole, um politische Gegner einzuschüchtern.

Er führte eine militarisierte Sicherheitspolitik 
ein, die von der „National Security Doctrine“ der 
USA aus der Zeit des Kalten Kriegs inspiriert war 
und im Grunde genommen seit Jahrzehnten im 
Bananensektor implementiert wird. Diese Doktrin 
unterschied nicht mehr klar zwischen bewaffne-
ten Gegnern und sozialen Bewegungen. Gewerk-
schaften, linke Studierendenorganisationen, Men-
schenrechtsgruppen und Journalist*innen wurden 
häufig als „subversiv“ oder „terroristisch“ bezeich-
net. Während seiner Präsidentschaft sprach Febres 
Cordero explizit davon, dass sich Ecuador gegen 
Terroristen und ihre Komplizen in Universitäten 
und Medien verteidigen müsse. Er bezeichnete 
diese unter anderem als interne Feinde. Mit dieser 
Rhetorik sollte staatliche Gewalt in Form von Folter, 
willkürlichen Inhaftierungen und dem Verschwin-

Ein LKW wird mit  
Bananen beladen.
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denlassen von Menschen legitimiert werden. Laut 
dem Bericht der ecuadorianischen Wahrheitskom-
mission (Comisión de la Verdad del Ecuador) aus 
dem Jahr 2010 wurden zwischen 1984 und 1988 
mindestens 68 politische Gegner*innen Opfer ext-
ralegaler Gewaltakte, die im Rahmen der „Terroris-
musbekämpfung“ verübt wurden (Comisión de la 
Verdad del Ecuador 2010: 153).

Sein politischer Nachfolger Jaime Nebot – 
ebenfalls aus Guayaquil und Repräsentant dersel-
ben konservativen Elite – versuchte in den 1990er 
Jahren, die politische Vorherrschaft dieser Gruppe 
durch zwei Präsidentschaftskandidaturen (1992 
und 1996) zu sichern, blieb jedoch erfolglos. Die-
se Niederlagen markierten den Beginn des poli-
tischen Niedergangs der Partido Social Cristiano 
und schufen den Raum, in dem sich Álvaro Noboa, 
Sohn von Luis Noboa Naranjo, als „unternehmeri-
sche Alternative“ positionierte.

Álvaro Noboas mehrfacher Versuch, das Präsi-
dentenamt zu erlangen, scheiterte unter anderem 
an seiner Verstrickung in die wirtschaftliche Krise 
der späten 1990er Jahre. Als ehemaliger Leiter der 
Bankenaufsichtsbehörde war er in politi-
sche Verantwortung für die Bankenkrise 
involviert. Parallel sorgten internationale 
Berichte über Kinderarbeit, Ausbeutung 
und Repression in seinem Konzern, vor 
allem in der Plantage El Alamo, für Re-
putationsschäden (Human Rights Watch 
2002; Forero 2002). Einige der darin ent-
haltenen Informationen stammen von ei-
ner der für dieses Factsheet interviewten 
Personen. Erst unter der Regierung Rafael 
Correa (2007–2017) endete die jahrzehn-
telange faktische Immunität der Bananenelite. Die 
Verfassung von 2008 sowie die Enteignung der No-
boa-Plantage La Clementina wegen Steuerschul-
den von über 100 Millionen US-Dollar markierten 
eine temporäre Verschiebung der Machtbalance 
zwischen Staat und ökonomischer Elite.

Diese Periode fiel in eine Phase intensiver glo-
baler Debatten über corporate due diligence und 
unternehmerische Verantwortung. Die Imple-
mentierung der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft 
und Menschenrechte und die Überarbeitung der 
OECD-Leitsätze schufen erstmals normative Be-
zugspunkte, auf die sich Gewerkschaften und zi-
vilgesellschaftliche Organisationen in Ecuador 
stützen konnten. Europäische Initiativen suchten 
in dieser Zeit gezielt die Kooperation mit lokalen 
Gewerkschaften, um menschenrechtliche Stan-
dards in globalen Lieferketten zu stärken. Einige 

Produzent*innen signalisierten Kooperationsbe-
reitschaft, doch die Dominanz einiger Akteure – 
insbesondere der Noboa-Gruppe – begrenzte den 
Handlungsspielraum deutlich.

Nach dem Ende der Correa-Regierung ver-
schärfte sich die politische Repression erneut. 
Eduardo Ledesma García, Präsident des Verbands 

der Bananenexporteure (AEBE), diffa-
mierte im Dezember 2017 das Engage-
ment europäischer Organisationen als 
„European Terrorism“ (Campos 2022: 
2). Sein Sohn Raúl Ledesma Huerta, der 
Arbeitsminister, Gouverneur der Provinz 
Guayas und Umweltminister unter der 
Präsidentschaft von Lenín Moreno war 
(2017–2021), führte aus den unterschied-
lichen Positionen Maßnahmen ein, die 
Arbeiter*innen und Gewerkschaften 
weiter schwächten. Nach Aussagen be-

fragter Arbeiter*innen waren die Auswirkungen 
seiner Politik auf die Beschäftigten des Bananen-
sektors „unermesslich“.

Die Versuche eines sozialpartnerschaftlichen 
Dialogs zwischen den Gewerkschaften SINUTRABE 
(Sindicato Nacional Único de Trabajadores Banane-
ros del Ecuador) und ASTAC (Asociación Sindical 
de Trabajadores BananerosAgrícolas y Campesi-
nos) mit AEBE blieben ohne substanzielle Ergeb-
nisse. Nach dem Rücktritt des Präsidentenberaters 
für Bananenangelegenheiten, Juan José Pons, we-
gen mutmaßlicher Verstrickungen in kriminelle 
Aktivitäten, kam der Dialog vollständig zum Er-
liegen. 2023 trat AEBE auf internationalen Messen 
gemeinsam mit einer nicht legitimierten „dritten 
Gewerkschaft“ auf, die die Arbeitsbedingungen im 
Sektor als „positiv“ darstellte – ein Beispiel symbo-
lischer Inklusion bei faktischer Exklusion.

Die Bananen werden 
großteils als Mono‑

kultur auf großen 
Plantagen angebaut.
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Im selben Jahr kündigte Daniel Noboa Pontón, 
Enkel von Luis Noboa Naranjo, seine Präsident-
schaftskandidatur an. Seine Wahl symbolisierte 
die Rückkehr der traditionellen Wirtschaftseliten 
in den Staatsapparat. Als Präsident re-etablierte 
Noboa die sicherheitspolitische Rhetorik des „Ter-
rorismus“, um soziale Proteste, Studierendenbe-
wegungen und gewerkschaftliche Mobilisierung 
zu delegitimieren. Mit dem sogenannten „Pro-
yecto de Ley Orgánica de Urgencia Económica” 
möchte die Regierung einen Ausnahmezustand 
einführen, ohne den dafür vorgesehenen Prozess 
einzuhalten. In diesem Kontext werden men-
schenrechtliche und arbeitsrechtliche Schutzme-
chanismen aufgehoben, Privatisierungen werden 
beschleunigt und Investorenrechte werden über 
kollektive Arbeitsrechte gestellt (Presidencia de la 
República 2024). Im Rahmen dieses und anderer 
Gesetzesprojekte wurden die Steuerschulden der 
reichsten Konzerne, darunter der Familie Noboa, 
mit dem Staat annulliert. Nächstes Ziel Nobas ist 
es, die Verfassung zu ändern.

Die Abschwächung des europäischen Liefer-
kettengesetzes (Corporate Sustainability Due Dili-
gence Directive) hat diese Dynamik entscheidend 
begünstigt. Sie signalisiert transnationalen Un-
ternehmen, dass menschenrechtliche Verpflich-
tungen erneut verhandelbar sind, und entzieht 
Arbeiterinnen im Globalen Süden ein zentrales 
Instrument internationaler Verantwortlichkeits-
strukturen. In Ecuador hat dies unmittelbare 
Folgen: Gewerkschafter*innen, die sich öffent-
lich für menschenrechtliche Sorgfaltspflichten 
eingesetzt haben, sehen sich verstärkter Bedro-
hung ausgesetzt, während der rechtliche Schutz 
schwindet. Ohne Aussicht auf internationale 
Kontrolle oder Sanktionen verlieren sie ihre Ver-
handlungsmacht gegenüber Plantagenbesitzern 
und Exporteuren – ein Zustand, in dem Angst, 
Schweigen und Unsichtbarkeit die Rolle politi-
scher Teilhabe übernehmen.

Bonn, November 2025
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SCHLUSSFOLGERUNG
Die Aussagen der befragten Bananenarbeiter*in-
nen verdeutlichen, dass die in Ecuador herrschen-
den Machtstrukturen weit über ökonomische Aus-
beutung hinausgehen. Sie zeigen, wie strukturelle 
Gewalt die gesellschaftliche Ordnung prägt, indem 
sie Ungleichheit stabilisiert und kollektive Hand-
lungsfähigkeit systematisch einschränkt. Diese 
Gewaltform wird durch kulturelle Gewalt legiti-
miert – durch Diskurse, die Armut als individuel-
les Versagen deuten und Repression als notwendi-
ge Form der Ordnungssicherung darstellen.

Die unter Daniel Noboa zu beobachtende Rück-
kehr sicherheitspolitischer Rhetoriken, die soziale 
Bewegungen als „terroristisch“ markieren, steht 
exemplarisch für die Reproduktion dieser Dyna-
mik. Der Übergang von direkter zu struktureller 
und schließlich zu kultureller Gewalt verdeutlicht, 
dass die Grenzen zwischen ökonomischer Macht 
und politischer Herrschaft zunehmend verschwim-
men. Der daraus resultierende Zustand eines ne-
gativen Friedens ist kein stabiler Frieden, sondern 
Ausdruck einer erzwungenen Ruhe, die auf Angst, 
Selbstzensur und Unsichtbarkeit beruht.

Ecuador illustriert damit, dass Shrinking Spaces 
nicht ausschließlich als temporäre Einschränkun-
gen zivilgesellschaftlicher Handlungsspielräume 
zu verstehen sind, sondern als Folge dauerhafter 
Machtkonstellationen. Sie entstehen dort, wo so-
ziale Ungleichheit, institutionelle Schwäche und 
externe ökonomische Abhängigkeit ineinander-
greifen. Die Analyse zeigt, dass Menschenrechte 
unter diesen Bedingungen nicht durch formale 
Normen gesichert werden können, sondern nur 
durch die Stärkung gesellschaftlicher Strukturen, 
die kollektives Handeln ermöglichen.

  LITERATURVERZEICHNIS

Das Literaturverzeichnis ist hier 
https://t1p.de/7l5op oder unter  
diesem QR-Code abrufbar:


